Die Ethischen Leitlinien der Gesellschaft fiir Informatik
e.V.(GI) in der Fassung von 1994

Praambel

Das Handeln von Informatikerinnen und Informatik-
ern steht in Wechselwirkung mit unterschiedlichen
Lebensformen und -normen, deren besondere Art
und Vielfalt sie beriicksichtigen sollen und auch
wollen. Dementsprechend sind diese Leitlinien nicht
nur ethische Forderungen; sie sind zugleich Aus-
druck des gemeinsamen Willens, diese Wechsel-
wirkungen als wesentlichen Teil des eigenen in-
dividuellen und institutionellen beruflichen Han-
delns zu betrachten. Der offene Charakter dieser
Forderungen wird mit dem Begriff Leitlinien unter-
strichen.

Die Gesellschaft fiir Informatik (GI) will mit diesen
Leitlinien bewirken, dafl berufsethische Konflikte
Gegenstand gemeinsamen Nachdenkens und Han-
delns werden. Ihr Interesse ist es, ihre Mitglieder,
die sich mit verantwortungsvollem Verhalten ex-
poniert haben, zu unterstiitzen. Vor allem will sie
den Diskurs iiber ethische Fragen in der Informatik
mit der Offentlichkeit aufnehmen und Aufklirung
leisten.

Handlungsalternativen und ihre absehbaren Wirkun-
gen fachiibergreifend zu thematisieren, ist in einer
vernetzten Welt eine notwendige Aufgabe; hiermit
sind einzelne zumeist iiberfordert. Deshalb hélt es
die GI fiir unerldf3lich, die Zusammenhénge zwis-
chen individueller und kollektiver Verantwortung zu
verdeutlichen und dafiir Verfahren zu entwickeln.
Im Sinne dieser Ausfithrungen bindet sich die GI an
die folgenden Leitlinien.

I Das Mitglied
Art. 1 Fachkompetenz
Vom Mitglied wird erwartet, daf} es seine Fachkom-

petenz nach dem Stand von Wissenschaft und Tech-
nik sténdig verbessert.

Art. 2 Sachkompetenz

Vom Mitglied wird erwartet, dal} es sich iiber die
Fachkompetenz hinaus in die seinen Aufgabenbere-
ich betreffenden Anwendungen von Informatiksyste-

men soweit einarbeitet, dald es die Zusammenhénge
versteht. Dazu bedarf es der Bereitschaft, die An-
liegen und Interessen der verschiedenen Betroffenen
zu verstehen und zu beriicksichtigen.

Art. 3 Juristische Kompetenz

Vom Mitglied wird erwartet, dal$ es die einschligi-
gen rechtlichen Regelungen kennt, einhélt und an
ihrer Fortschreibung mitwirkt.

Art. 4 Kommunikative Kompetenz und Urteils-
fahigkeit

Vom Mitglied wird erwartet, dal es seine Gespréachs-
und Urteilsfahigkeit entwickelt, um als Informatik-
erin oder Informatiker an Gestaltungsprozessen und
interdisziplindren Diskussionen im Sinne kollektiver
Ethik mitwirken zu kénnen.

IT Das Mitglied in einer Fiihrungsposi-
tion

Art. 5 Arbeitsbedingungen

Vom Mitglied in einer Fithrungsposition wird zusat-
zlich erwartet, daf3 es fiir Arbeitsbedingungen Sorge
tragt, die es Informatikerinnen und Informatikern er-
lauben, ihre Aufgaben am Stand der Technik kritisch
zu iiberpriifen.

Art. 6 Beteiligung

Vom Mitglied in einer Fithrungsposition wird zusat-
zlich erwartet, dal® es dazu beitrdgt, die von der
Einfithrung von Informatiksystemen Betroffenen an
der Gestaltung der Systeme und ihrer Nutzungsbe-
dingungen angemessen zu beteiligen. Von ihm wird
insbesondere erwartet, daf$ es keine Kontrolltech-
niken ohne Beteiligung der Betroffenen zulaft.

Art. 7 Organisationsstrukturen

Vom Mitglied in einer Fithrungsposition wird zusat-
zlich erwartet, aktiv fiir Organisationsstrukturen



und kommunikative Verfahren einzutreten, die die
Wahrnehmung von Verantwortung im Sinne kollek-
tiver Ethik erméglichen.

III Das Mitglied in Lehre und Forschung
Art. 8

Vom Mitglied, das Informatik lehrt, wird zusétzlich
erwartet, dal es die Lernenden auf deren Verantwor-
tung sowohl im individuellen als auch im kollektiven
Sinne vorbereitet und selbst hierbei Vorbild ist.

IV Die Gesellschaft fiir Informatik
Art. 9 Zivilcourage

Die GI ermutigt ihre Mitglieder in Situationen, in
denen deren Pflichten gegeniiber ihrem Arbeitgeber
oder einem Kunden im Konflikt zur Verantwortung
gegeniiber Betroffenen stehen, mit Zivilcourage zu
handeln.

Art. 10 Mediation

Die GI iibernimmt Vermittlungsfunktionen, wenn
Beteiligte in Konfliktsituationen diesen Wunsch an
sie herantragen.

Art. 11 Interdisziplinidre Diskurse

Die GI erméglicht interdisziplinire Diskurse zu ethis-
chen Problemen der Informatik; die Auswahl der
Themen wird selbst in solchen Diskursen getroffen.
Vorschlédge hierzu kénnen einzelne Mitglieder und
Gliederungen der GI machen. Die Ergebnisse der
Diskurse werden veroffentlicht.

Art. 12 Fallsammlung
Die GI legt eine allgemein zugéngliche Fallsamm-

lung tiber ethische Konflikte an, kommentiert und
aktualisiert sie regelméaRig.

Art. 13 Prasidium
Die ethischen Leitlinien unterstiitzen das Prasid-

ium (§ 8 der GI-Satzung) in seinen Aufgaben und
Entscheidungen.

Art. 14 Fortschreibung

Die ethischen Leitlinien werden regelméaRig {iberar-
beitet.

Erlduterungen
Betroffener

Der Begriff wird in den Datenschutzgesetzen
definiert als die natiirliche Person, iiber die Daten
etwas aussagen. Er umfal3t sowohl organisation-
sinterne (Beschéftigte, Nutzer) als auch organisa-
tionsexterne Personen (Biirger, Kunden). Es emp-
fiehlt sich, diesen eingebiirgerten Begriff fiir jegliche
Form des Einsatzes von Informatiksystemen zu
iibernehmen. Die im englischen Sprachraum ge-
brauchliche Unterscheidung von ,,user” (intern) und
Husee“ (extern) hat sich in Deutschland bis jetzt nicht
durchsetzen kénnen.

Diskurs

Diskurse sind Verfahren gemeinschaftlicher Reflex-
ion von Problemen mit einem normativen, d.h. wert-
bezogenen Hintergrund, die vom einzelnen oder
einer einzelnen Fachdisziplin nicht {iberschaut wer-
den konnen. Thre wesentliche Leistung liegt darin, in
der fachiibergreifenden Kommunikation Erkenntnis-
und Verstindnisgrenzen zu iiberwinden sowie Vor-
Urteile zu hinterfragen und im Licht anderer Positio-
nen zu rechtfertigen oder zu modifizieren, um Ver-
stindigung zu ermoglichen. Allein die Uberwindung
der Sprachbarrieren erweist sich als langwieriges
Problem. Deshalb sollen Diskurse auf eine mittel-
fristige Dauer angelegt sein.

Fallsammlung

Unter Fallsammlung wird eine Zusammenfassung
von wirklichen Begebenheiten verstanden, in de-
nen Beschiftigte (vorzugsweise Informatikerinnen
und Informatiker) durch die ihnen {iibertragenen
Aufgaben in ethische Konflikte geraten sind. Der
Arbeitskreis ,Informatik und Verantwortung® der
GI wird diese Félle zusammentragen und kommen-
tieren. Die Sammlung hat den Sinn, diese Leitlin-
ien zu konkretisieren und sie anhand praktischer
Beispiele besser vermittelbar zu machen. Einzelne
konnen diese Beispiele in vergleichbaren Situatio-
nen als Leitlinie fiir ihr Verhalten zu Rate ziehen.

Informatiksystem

Unter einem Informatiksystem wird die Einheit
von Hard-, Software und Netzen einschlief8lich
aller durch sie intendierten oder verursachten
Gestaltungs-und Qualifizierungsprozesse beziigl. Ar-
beit und Organisation verstanden.



Kollektive Ethik

Ethik befaf3t sich mit dem vorbedachten Verhal-
ten von Menschen, die die Folgen ihres Verhaltens
fiir andere Menschen, ihre Mitgeschopfe und die
Umwelt in noch unerfahrenen, durch Sitten und
Rechtsnormen noch nicht gepragten Situationen be-
denken (reflektieren). Hierbei konnen die Folgen
des Verhaltens unmittelbar oder iiber ldngere Zeiten
und groflere Rdume zu bedenken sein. Was der
einzelne Mensch hinsichtlich dieser Verhaltensfol-
gen bedenken kann, umfal3t die individuelle Ethik.

Fiir den einzelnen Menschen sind aber nicht im-
mer die Folgen von Verhalten in kollektiven (Or-
ganisationen, Gruppen, Wirtschaften und Kulturen)
iiberschaubar. Kollektives Verhalten bedarf deshalb
zusétzlich zur individuellen der kollektiven Reflex-
ion. Kollektive Ethik beruht auf der Méglichkeit,
mit ,,Vorsicht“ kiinftige kollektive Handlungen, die
sich nicht an Erfahrungen und daraus entwickelten
Normen orientieren kénnen, gemeinschaftlich zu
bedenken. Eine besondere Notwendigkeit solcher
Reflexion ergibt sich immer dann, wenn individu-
elle Ethik oder Moral mit der kollektiven Ethik in
Konflikt geraten.

Kontrolltechnik

Unter Kontrolltechnik werden analog zum Betrieb-
sverfassungsgesetz ,technische Einrichtungen* ver-
standen, die objektiv geeignet sind, ,,das Verhalten
oder die Leistung der Arbeitnehmer zu iiberwachen“
(8§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG). Bei der Einfiihrung
solcher Systeme steht den Interessenvertretungen
ein Mitbestimmungsrecht zu.

Mediation

Unter Mediation werden Verhandlungsprozesse
verstanden, mit deren Hilfe Interessenkonflikte
zwischen zwei oder mehreren Parteien unter
Hinzuziehung eines neutralen Dritten (Mediator)
beigelegt werden. Das Ziel sind Problemlosun-
gen, die von allen am Prozel3 Beteiligten akzep-
tiert werden. Der Mediationsprozef3 ist durch das
Ausloten von Handlungsspielrdumen und durch die
Suche nach neuen Losungen gekennzeichnet. Die
Ergebnisse sind nicht rechtlich verpflichtend; als
erfolgreich erweisen sich allgemein ,jeder-gewinnt-
Losungen“.

Rechtliche Regelungen

Rechtliche Regelungen, die fiir die Gestaltung von
Informatiksystemen bedeutsam sind, finden sich in-
zwischen an zahlreichen Stellen der Rechtsordnung.
Die wichtigsten sind:

* Allgemeiner und bereichsspezifischer Daten-
schutz, einschlieflich Arbeitnehmerdaten-
schutz

* Freedom of information-Gesetzgebung (Infor-
mationszugangsgesetze, z. B. fiir den Umwelt-
bereich)

* Computerstrafrecht

* Gewerblicher Rechtsschutz,
Urheber-und Patentrecht

* Allgemeine zivilrechtliche und strikte Produk-
thaftung

* IT-Sicherheitsrecht

* Telekommunikationsrecht.

insbesondere

In vielen, bei weitem aber nicht allen Fillen be-
griindet die Einhaltung technischer Normen und
Standards (DIN, EN, ISO) die Vermutung der Recht-
streue.

Stand von Wissenschaft und Technik

Die Leitlinien wéren schon bei ihrer Verkiindung ve-
raltet, wenn man sie auf einen schon bekannten Wis-
sensfundus in der Informatik bezége. Statt starrer
Verweise bietet sich als Ausweg an, das Prinzip der
sog. offenen normativen Standards zu iibernehmen,
fiir das sich das deutsche technische Sicherheitsrecht
entschieden hat. Das Bundesverfassungsgericht hat
dieses Prinzip in mehreren Grundsatzentscheidun-
gen zu einer sog. ,Dreistufenlehre” konkretisiert
(BVerfGE 49, 89 ff. , BVerfGE 53, 30 ff., BVerfGE 56,
54 ff.):

1. Stufe: Allgemein anerkannte Regeln der Tech-
nik

Eine Regel ist dann allgemein anerkannt, wenn die
herrschende Meinung der Praktiker eines Fachge-
biets von ihrer Richtigkeit {iberzeugt ist und dies
auch dokumentiert hat. Die Regel muf3 in der Fach-
praxis bewéhrt und erprobt sein. Ma3gebend ist die
Durchschnittsmeinung der Praktiker, abweichende
Auffassungen von Minderheiten sind unerheblich.
Eine starke faktische Vermutung fiir die allgemeine
Anerkennung besteht, wenn z. B. DIN-oder ISO-
Normen fiir das Problem existieren.

2. Stufe: Stand der Technik

Der Mal3stab fiir das Gebotene wird an die Front
der technischen Entwicklung verlagert, fiir die
die allgemeine Anerkennung und die praktische
Bewédhrung alleine nicht ausreicht. Bei dieser
Formel miissen Meinungsverschiedenheiten unter
technischen Praktikern ermittelt werden. Die
meisten Datenschutzgesetze enthalten in ihren
Datensicherungsvorschriften einen Hinweis auf den
»,Stand der Technik (und Organisation).“



3. Stufe: Stand von Wissenschaft und Technik

Mit der Bezugnahme auf diese Formel wird ein noch
starkerer Zwang dahin ausgeiibt, daf3 eine Regel
mit der wissenschaftlichen und technischen Entwick-
lung Schritt hélt. Geboten ist, was nach neuesten
wissenschaftlichen Erkenntnissen fiir erforderlich
gehalten wird. Das jeweils Erforderliche wird also
nicht durch das technisch gegenwdirtig Machbare
begrenzt. Einen Verweis auf den ,,Stand von Wis-
senschaft und Technik® enthilt z. B. das Produkthaf-
tungsgesetz von 1989, das zumindest fiir Standard-
software anwendbar ist.

Es bietet sich an, an die Fachkompetenz der Infor-
matiker besonders hohe Maf3stdbe anzulegen (3.
Stufe). Bei der Realisierung von Informatiksyste-
men miifdte es im allgemeinen ausreichen, die Er-
wartungen, wie sie z. B. Datenschutzgesetze an
Informatiker haben, jedenfalls nicht zu unterschre-
iten.



	Präambel
	I Das Mitglied
	Art. 1 Fachkompetenz
	Art. 2 Sachkompetenz
	Art. 3 Juristische Kompetenz
	Art. 4 Kommunikative Kompetenz und Urteilsfähigkeit

	II Das Mitglied in einer Führungsposition
	Art. 5 Arbeitsbedingungen
	Art. 6 Beteiligung
	Art. 7 Organisationsstrukturen

	III Das Mitglied in Lehre und Forschung
	Art. 8

	IV Die Gesellschaft für Informatik
	Art. 9 Zivilcourage
	Art. 10 Mediation
	Art. 11 Interdisziplinäre Diskurse
	Art. 12 Fallsammlung
	Art. 13 Präsidium
	Art. 14 Fortschreibung

	Erläuterungen
	Betroffener
	Diskurs
	Fallsammlung
	Informatiksystem
	Kollektive Ethik
	Kontrolltechnik
	Mediation
	Rechtliche Regelungen
	Stand von Wissenschaft und Technik


